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Grundbegriffe des Verwaltungsverfahrens 

Um umweltrelevante Verwaltungsentscheidungen besser verstehen zu kön- 
nen, werden im Folgenden einige Grundbegriffe des Verwaltungsverfahrens 
erläutert. 

Wichtige Handlungsformen der Verwaltung 

4.1 .I Verwaltungsakt 
Der so genannte „Verwaltungsaktii ist die in der Praxis wichtigste Handlungs- 
form der Verwaltung. Durch den Verwaltungsakt regelt die Behörde bestimm- 
te Fragen gegenüber dem Bürger. Die behördliche Entscheidung ist verbind- 
lich (vgl. § 35 S. 1 VwVfG). 

Allgemeine Anforderungen finden sich in § 35 VwVfG. Ein Verwaltungsakt kann 
mündlich ergehen, in den meisten Umweltgesetzen ist eine Schriftform ange- 
ordnet. Typische Verwaltungsakte sind etwa die Erteilung einer Baugenehmi- 
gung oder der Erlass eines Planfeststellungsbeschlusses. 

4.1.2 Realakte 
„Realakteu sind Verhaltensweisen der Verwaltung, die - im Unterschied zum 
Verwaltungsakt - nicht auf bestimmte Rechtsfolgen zielen, sondern rein tat- 
sächliche Wirkungen haben. Realakte können zum Beispiel Auskünfte, Pfle- 
gemaßnahmen oder die Errichtung eines Verwaltungsgebäudes sein. Die 
Regelungen im VwVfG gelten nicht für Realakte. 

4.1.3 Planungen und Pläne 
Mit dem Begriff der Planung wird ganz allgemein das „vorausschauende Ziel- 
setzen und die gedankliche Vorwegnahme der zur Zielverwirklichung erfor- 
derlichen Verhaltensweisen" bezeichnet. Inhaltlich fallen darunter die ver- 
schiedensten Plantypen wie Haushaltspläne, Raumordnungspläne, Entwick- 
lungs- und Bedarfspläne. 

Pläne sind keine besondere Handlungsform der Verwaltung - sie können als 
formelles Gesetz (Haushaltsplan), Satzung (Bebauungsplan), Verwaltungsakt 
(Planfeststellungsbeschluss) oder Realakt (Umweltschutzbericht) auftreten. 

4.1.4 Sonstige Handlungsformen der Verwaltung 
Die Verwaltung kann außerdem durch Verwaltungsvertrag handeln. Dann 
wird einvernehmlich mit dem Bürger ein so genannter öffentlich-rechtlicher 
Vertrag abgeschlossen. Die Zulässigkeit solcher Verträge ist in den 55 54 ff. 
VwVfG geregelt. 

Unter anderem dürfen der vertraglichen Vereinbarung keine Rechtsvorschrif- 
ten entgegenstehen, Leistung und Gegenleistung müssen in einem sachlichen 
Zusammenhang und in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. 
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Üblicherweise sind die Verfahren, an denen die Naturschutzverbände gesetz- 
lich zu beteiligen sind, auf den Erlass von Verwaltungsakten gerichtet (vgl. 
99 58 BNatSchG, 5 12 LG NRW). Falls ein beteiligungspflichtiges Verfahren 
allerdings doch einmal durch den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Ver- 
trages endet, ist dieser den Verbänden bekannt zu geben. 

Weitere Handlungsformen der Verwaltung sind Rechtsverordnung, Satzung 
und Verwaltungsvorschrift. 

Auf das Handeln der Verwaltung nach Privatrecht soll hier nicht weiter einge- 
gangen werden. 

4.2 Verwaltungsverfahren 
Verwaltungsverfahren im weiteren Sinne ist jede Tätigkeit der Verwaltung, die 
auf den Erlass einer Entscheidung (zum Beispiel: Befreiung vom Gebiets- 
schutz), die Vornahme einer bestimmten Maßnahme (zum Beispiel: Pflege- 
maßnahmen im NSG) oder einer allgemeinen Regelung (zum Beispiel: Aus- 
weisung eines Schutzgebietes) gerichtet ist. 
Das Verwaltungsverfahren im engeren Sinne, das auf die Prüfung der Vor- 
aussetzungen und den Erlass eines so genannten Verwaltungsaktes oder 
eines öffentlich rechtlichen Vertrages gerichtet ist, wird im Verwaltungsver- 
fahrensgesetz des Bundes und der Länder geregelt. 

4.2.1 Anwendung von Bundes- oder Landes- 
verwaltungsverfahrensgesetz? 

Das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes (VwVfG)= gilt für die Verwal- 
tungstätigkeit von Bundesbehörden und das Landesverwaltungsverfahrensge- 
setz Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)' für das Handeln von Landesbehör- 
den - und zwar unabhängig davon, ob die Landesbehörden Bundes- oder 
Landesrecht anwenden (vgl. §§ 1 Abs. 1 und Abs. 3 VwVfG, § 1 VwVfG NRW). 
Die Paragrafenfolge ist übrigens in beiden Gesetzen nahezu identisch, daher 
wird im Folgenden zur Vereinfachung nur auf das VwVfG des Bundes Bezug 
genommen. 

Das VwVfG ist nur anwendbar, wenn Regelungen in Bundes- oder Landes- 
gesetzen keine inhaltsgleichen oder abweichenden verfahrensrechtliche 
Bestimmungen enthalten, (§ 1 Abc. 1 VwVfG, „Subsidiarität" des VwVfG). So 
gelten etwa für die Planfeststellung von Bundesfernstraßen, gem. § 17 Bun- 
desfernstraßengesetz, besondere Fristen, zum Beispiel für die Durchführung 
des Erörterungstermins. 

" Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung vom 23 Januar 2003, BGBI. I S. 102; zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 5.5.2004, BGBI. I S. 718. 

6 VwVfG NRW vom 12. November 1999. zuletzt geändert durch Gesetz vom 6.7.2004, GV NRW S. 370. 
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4.2.2 Nicht-förmliches und förmliches Verwaltungs- 
verfahren 

Nicht-förmliche Verfahren gem. § 10 VwVfG sind im Umweltbereich eher 
selten. Sie sind an keine besonderen Formvorgaben gebunden, soweit sich 
nichts anderes aus spezielleren Rechtsnormen ergibt. Beispiele für nicht- 
förmliche Verfahren sind das wasserrechtliche Erlaubnisverfahren nach § 7 
WHG oder das vereinfachte immissionsschutzrechtliche Genehmigungsver- 
fahren nach § 19 BlmSchG. 

Förmliche Verwaltungsverfahren gemäß 5s 63 ff. VwVfG müssen immer 
dann durchgeführt werden, wenn dies gesetzlich besonders angeordnet wird. 
Förmliche Verwaltungsverfahren im Umweltbereich sind etwa das förmliche 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren nach § 10 BlmSchG 
oder das wasserrechtliche Bewilligungsverfahren gem. § 9 WHG. 

Das förmliche Verwaltungsverfahren beinhaltet strengere Erfordernisse 
bezüglich der Anhörung der Beteiligten, der Mitwirkung von Zeugen und 
Sachverständigen und der Begründung der Entscheidung. 

Ein Sonderfall des förmlichen Verwaltungsverfahrens ist das Planfeststel- 
lungsverfahren, das in den §§ 72 ff. VwVfG beziehungsweise in Fachgeset- 
Zen geregelt ist. 

Handlungsspielräume der Verwaltung 

4.3.1 Gebundene Entscheidungen 
Gebundene Entscheidungen der Verwaltung sind solche, bei denen der 
Gesetzgeber eine bestimmte Rechtsfolge zwingend anordnet. Die Verwal- 
tung hat keinen Spielraum, sich Ober diese Anordnung hinwegzusetzen. 

I Beispiel: Gebundene Entscheidungen im Umweltrecht 1 

I 
"Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchti- 
gungen von Natur und Landschaft zu unterlassen" (tj 4 a Abs. 1 LG NRW). 

„Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn ... öffentlich-rechtliche Vorschriften ... 
nicht entgegenstehen" (9 6 Abs. 1 BImSchG). I 

Im Einzelfall kann es durchaus erforderlich sein, die Verwaltung darauf hinzu- 
weisen, dass ihre Entscheidung gesetzlich klar vorgegeben wird. Übersehen 
werden zum Beispiel häufig die strikt zu beachtenden artenschutzrechtlichen 
Vorschriften der FFH-Richtlinie. 
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4.3.2 Ermessensspielraum 
In vielen Fällen schreiben die Gesetze der Verwaltung nicht zwingend vor, 
wie sie einen bestimmten Einzelfall zu entscheiden hat. Liegen die gesetzli- 
chen Voraussetzungen vor, muss sie entscheiden, ob sie überhaupt tätig 
werden will und welche Maßnahmen sie genau ergreifen will. Solche so 
genannten ,,Ermessensentscheidungen" erkennt man am Gesetzeswortlaut 
(,,kannu, ,,darf', „ist berechtigt"). 

Beispiel: Ermessensvorschrift im LG NRW 

,,Die Behörden können von dem Verursacher eine Sicherheitsleistung (...) ver- 
langen", § 4a Abs. 6 LG NRW. 

Keine Ermessensfehler 
Es gibt keinen Rechtsanspruch, dass die Verwaltung ihr Ermessen in einer 
ganz bestimmten Art und Weise ausübt. Die Verwaltung muss allerdings 
„ermessensfehlerfrei" entscheiden. Sie muss unter anderem erkennen, dass 
ihr überhaupt ein Entscheidungsspielraum eingeräumt wurde, sie darf keine 
wichtigen Aspekte bei ihrer Entscheidung übersehen und muss das Gewicht 
der entscheidungserheblichen Fragen korrekt erkennen. Die Nachprüfung 
von Ermessensentscheidungen durch die Verwaltungsgerichte ist auf die 
Frage beschränkt, ob diese Grenzen des Ermessens überschritten wurden. 

Eine aus Naturschutzsicht unerfreuliche Ermessensentscheidung (zum Bei- 
spiel: die Erteilung einer Befreiung von Gebietsschutzbestimmungen ohne 
Auflagen) muss also aus rechtlicher Sicht keineswegs fehlerhaft sein. 

In Stellungnahmen der Naturschutzverbände kann es daher zweckmäßig sein, 
die Verwaltung ausdrücklich auf das ihr eingeräumte Ermessen hinzuweisen 
und zugleich zu erläutern, welche Aspekte im konkreten Fall dafür sprechen, die 
Entscheidung auf eine ganz bestimmte Art und Weise zu treffen (zum Beispiel 
mit Blick auf die besondere Seltenheit oder Empfindlichkeit betroffener Arten). 

' 1 ;  

Beispiel; Musterstellungnahme zu einer Ermessensentscheidung im 
Naturs~hutzrecht 

,,Eine Ausnahme vom ...- Verbot im Naturschutzgebiet darf hier angesichts der 
besonderen Störungsanfälligkeit der Arten XY nicht erteilt werden / darf nur 
unter der Auflage erteilt werden, wenn die Baumaßnahmen auf den Zeitraum 
von XX beschränkt werden." 
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Handbuch Verbandsbeteiligung NRW 

4.3.3 Ein Zwischending: Soll-Vorschriften 
Zwischen Ermessen und gebundener Entscheidung steht die Soll-Vorschrift 
(auch als „gebundenes Ermessen" bezeichnet). Die Behörde „soll" unter 
bestimmten Voraussetzungen tätig werden, das heißt, sie ist dazu in der 
Regel verpflichtet. Sie kann aber in Ausnahmefällen (atypischen Situationen) 
von dieser Regel absehen. 

Beispiel: Soii.Vorschrift im LG NRW 2i3 

5 2 b Abs. 1 S. 2 LG NRW ,,der Bidopverbund soll länderübergreifend erfolgen. 

4.3.4 Unbestimmte Rechtsbegriffe 
lnterpretationsspielräume bestehen außerdem, wenn der Gesetzgeber so 
genannte unbestimmte Rechtsbegriffe verwendet (zum Beispiel „Gemein- 
wohl", § 62 Abs. 2 LG; „nicht beabsichtigte Härte", § 69 Abs. 1 lit. a) aa) LG 
NRW). Im Unterschied zum Ermessen, das sich auf die „Rechtsfolgenseite" 
einer Rechtsvorschrift (wie handelt die Verwaltung) bezieht, bezieht sich der 
unbestimmte Rechtsbegriff auf die gesetzlichen Voraussetzungen für das 
Verwaltungshandeln. 

Die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe durch die Verwaltung unterliegt 
einer umfassenden gerichtlichen Kontrolle. 

~andesbiiro der Naturschutzverbände NRW, Dezember 2008 
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Insbesondere: Das Planfeststellungs- 
verfahren 

Planfeststellungsverfahren dienen der Zulassung von Großvorhaben (Auto- 
bahnen, Braunkohletagebau, Flughafenausbau). Durch ein komplexes Verfah- 
ren mit Erörterungstermin sollen die lnteressenkonflikte koordiniert werden. 

Der Träger des Vorhabens soll eine einzige, umfassende Zulassungsentschei- 
dung erhalten, auf deren Grundlage er sein Vorhaben verwirklichen kann - 
Planfeststellungen bündeln eine Vielzahl der sonst erforderlichen Genehmi- 
gungen (zum Beispiel Baugenehmigungen oder naturschutzrechtliche Befrei- 
ungen). 

5.1 Wann ist ein Planfeststellungsverfahren durch- 
zuführen? 

Ein Planfeststellungsverfahren ist immer dann durchzuführen, wenn dies 
besonders gesetzlich angeordnet wird. Die Durchführung eines Planfeststel- 
lungsverfahrens wird zum Beispiel angeordnet für 

0 Bau oder Änderung von Bundesfernstraßen, § 17 Abs. 1 Bundes- 
fernstraßengesetz (FStrG) 

0 Bau oder Änderung von Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen, 
§ 38 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz NRW (StrWG NRW) 

0 Ausbau, Herstellung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung 
eines Gewässers (3 31 Abs. 1 WHG). 

Eine vollständige Übersicht über die gesetzlich angeordneten Planfeststel- 
lungsverfahren findet sich in Kap. B 11. 

5.2 Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 
Das Planfeststellungsverfahren ist ein Sonderfall des förmlichen Verwaltungs- 
verfahrens. Sein Ablauf wird in §§ 72-78 VwVfG geregelt. Teilweise finden sich 
ergänzende beziehungsweise vorrangige Sonderregelungen in den Fachge- 
setzen (zum Beispiel in 17 FStrG). Nachfolgend werden die einzelnen Ver- 
fahrensschritte erläutert. 

5.2.1 Antrag 
Der Vorhabenträger stellt einen Antrag auf Durchführung des Planfeststel- 
lungsverfahrens für das planfeststellungsbedürftige Objekt. Dazu reicht er die 
Planunterlagen bei der Anhörungsbehörde ein, diese prüft sie auf Vollstän- 
digkeit, vgl. § 73 Abs. I S. 1 VwVfG. 

5.2.2 Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde 
Das Planfeststellungsverfahren kann in zwei Abschnitte unterteilt werden: 
Das Anhörungsverfahren und den eigentlichen Planfeststellungsbeschlucc. 
Für das Anhörungsverfahren ist die ,,Anhörungsbehörde" zuständig, 
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Handbuch Wenbandsbeteiligung NRW Kap. D 

§ 73 Abs. 3 VwVfG. Die abschließende Entscheidung über das Vorhaben 
durch Erlass des Planfeststellungsbeschlusses trifft die „Planfeststellungsbe- 
hörde", § 74 Abs. 1 VwVfG. 

In NRW geht der Trend hin zur Bündelung dieser Aufgaben bei einer einzigen 
Behörde, es gibt aber auch getrennte Zuständigkeiten: 
Bundesfernstraßen werden im RP Detmold und im RP Düsseldorf durch die 
Bezirksregierung beziehungsweise den Landesbetrieb Straßenbau planfest- 
gestellt, die jeweils auch als Anhörungsbehörde fungieren. Auch bei der Plan- 
feststellung von Bundeswasserstraßen oder von Abgrabungen gibt es eine 
gemeinsame Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde. 

Planfeststellung 

)&- - I  \ 
\ 

I Verbände- 
Scoping-Termin I C- ' beteiligung I 

a '+---/ 

Antrag Beteiligung 
bffentlichkeit 
Behörden 

Anhörung Behörden1 
Öffentl. Bekanntmachung 

Beteiligung 
Öffentlichkeit 
Behörden 

Erörterungstermin beteiligung 

Stellungnahme 

Planfeststellungsbeschluss 
durch Planfeststellungsbehörde 

Abb. 3m: 

dbluufdes Plantst- 
stellungsve~fahrens 
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5.2.3 Anhörung der Fachbehörden 
Die Anhörungsbehörde gibt den Behörden (Fachbehörden, Gemeinden), 
deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt sind, Gelegenheit zur 
Stellungnahme innerhalb von maximal drei Monaten, § 73 Abc. 2 und Abs. 3 
VwVfG. Zumeist werden auch noch weitere Träger öffentlicher Belange (zum 
Beispiel die Landwirtschaftskammer) beteiligt. 

Parallel erfolgt zumeist auch die Verbändebeteiligung nach 3 12 Abc. 3 Nr. 7 
LG NRW (vgl. Kap. B 3.3.7) 

5.2.4 Auslegung und öffentliche Bekanntmachung 
Anschließend an oder (im Regelfall) parallel zur Anhörung der Fachbehörden 
wird die Auslegung der Planunterlagen in den betroffenen Gemeinden veran- 
lasst, § 73 Abs. 3 VwVfG. Die Pläne werden für einen Monat zur Einsichtnah- 
me öffentlich ausgelegt, auf den Ort und Zeitraum wird vorab in den Zeitun- 
gen und Amtsblättern hingewiesen (vgl. auch die Anforderungen an eine 
ortsübliche Bekanntmachung in § 73 Abs. 5 VwVfG). 

Die öffentliche Auslegung ist bei Vorhaben, die unter das „Gesetz zur 
Beschleunigung von Planungsvorhaben für lnfrastruktur~orhaben"~ fallen, die 
einzige Möglichkeit, an Informationen zu kommen - die Übersendung der 
Unterlagen an das Landesbüro und die damit verbundene Information der 
Naturschutzverbände über Offenlegung und Stellungnahmefristen ist entfal- 
len. Betroffen sind unter anderem Planfeststellungsverfahren für Eisenbah- 
nen und Bundesfernstraßen. 

' Gesek warn 9. Dezember 2008, BQB1. I S. 2833. 
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Handbuch Verbana'sbeteil~gung NRW Kap. D 

Gemeinde Hiddenhausen 
Hiddenhausen, den 20.05.2006 

Bekanntmachung 

Planfeststellung für den Ausbau der Landesstraße 712 (,,Engerstraßeu) in der OD Herford - Herringhausen von 
der Straße ,Zum grünen Wald" bis zum westlichen Auffahrtsarm der B 611 B 239 von Bau-km 3+495 bis Bau-km 
4+950 (Vollausbau) beziehungsweise Bau-km 5+003 nördlich (getrennter Geh- und Radweg) in den Gemarkun- 
gen Herringhausen-Ost, Oetinghausen, Diebrock und Herford der Stadt Herford und Durchführung einer land- 
schaftspflegerischen Ersatzmaßnahme in der Gemarkung Herringhausen-West der Stadt Enger, Kreis Herford. 

Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Niederlassung Minden, hat für das 0.g. Bauvorhaben die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. 

Das Bauvorhaben umfasst insbesondere: 
die Neuanlage eines getrennten Geh- und Radweges beidseitig der L 712 (Engerstraße) 
von Bau-km 3 + 495 bis 5 + 003 (nördlich) und von Bau-km 3 + 495 bis Bau-km 4 + 950 (südlich) 
... 

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt zur allgemeinen Einsichtnahme aus in der Zeit vom 

22. Mai 2006 bis 21. Juni 2006 

während der Dienststunden in der Zeit Montags bis Freitags von 8 Uhr 30 bis 12 Uhr 30 und zusätzlich Montags, 
Dienstags und Donnerstags von 14 Uhr bis 17 Uhr 

im Rathaus der Gemeinde Hiddenhausen 
Rathausstr. 1 
32120 Hiddenhausen 
Zimmer 19 

1. Jeder kann bis spätestens vier Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 20. Juli 2006, bei 
der Bezirksregierung Detmold, Verkehrsdezernat 53, Leopoldstraße 15, 32756 Detmold oder bei der Stadt 
HerfordIEngerl Gemeinde Hiddenhausen, 

Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend 
gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen ausgeschlossen (5 39 Abc. 3a Satz 1 Straßen- und Wegege- 
setz NRW). 

2. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin erörtert, der noch ortsüblich bekannt gemacht 
wird. 

Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen 
Einwendungen der Vertreter, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. 

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 
... 

5. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde 
entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

... 
Hiddenhausen, den 12.05.2006 

Für die Gemeinde Hiddenhausen 
gez. (Rolfsrneyer, Bürgermeister) 

Abbildung 4/D: ofentfiche Bekanntmachung der Gemeinde Hiddenhausen zu einem 

Planfeststellungsve~ahren (verändert, auszugsweise) 
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5.2.5 Einwendungen - ,,lnteressentenbeteiligung" 
Jeder, ,,dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden", kann innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist bei der Anhö- 
rungsbehörde oder bei der auslegenden Gemeinde Einwendungen gegen 
den Plan erheben, 5 73 Abs. 4 VwVfG. Grundlage für eine Einwendung kön- 
nen nicht nur drohende Verletzungen in eigenen Rechten sein (zum Beispiel 
Gesundheit oder Eigentum), sondern auch bloß ideelle Interessen (zum Bei- 
spiel das Interesse an der Erhaltung von Naturschönheiten oder Kulturgü- 
tern) - sogenannte lnteressentenbeteiligung. 

Wichtig: Die Einwendungsmöglichkeiten gern. § 73 Abs. 4 VwVfG sind nicht 
identisch mit den besonderen Rechten der Naturschutzverbände zur Stel- 
lungnahme gem. § 12 Abc. 3 Nr. 7 LG NRW! Insbesondere laufen die Ein- 
wendungs- beziehungsweise Stellungnahmefristen unabhängig voneinander 
(vgl. auch Kap. B 5.2.1.6). 

Verspätete Einwendungen müssen im Erörterungstermin nicht mehr disku- 
tiert werden, § 73 Abs. 6 VwVfG. In einem späteren VerwaItungsgerichtspro- 
zess kann zudem eine Klage nicht auf Umstände gestützt werden, die bereits 
im Wege der Einwendung hätten geltend gemacht werden können. 

5.2.6 Gegenäußerung des Antragstellers - kein Votum 
der Behörde! 

Im Vorfeld des Erörterungstermins werden die Einwendungen dem Antragstel- 
ler vorgelegt, der in der Regel zu den Bedenken und Anregungen eine Gegen- 
äußerung verfasst. In der Gegenäußerung nimmt der Antragsteller zu den 
Argumenten eines Einwenders Stellung. Dazu wird die Stellungnahme des Ein- 
wenders ganz oder in wichtigen Punkten in einer Spalte dokumentiert und in 
einer zweiten Spalte den Entgegnungen des Antragstellers gegenüber gestellt 
(sogenannte Synopse). 

Wichtig: Die Gegenäußerung gibt die Sichtweise des Antragstellers wieder. 
Sie ist keine Bewertung einer Einwendung durch die Anhörungsbehörde. 

Die Gegenäußerungen des Antragstellers weisen Bedenken oft sehr pau- 
schal zurück: Es wird nicht immer auf alle Bedenken eingegangen, manch- 
mal findet sich eine einseitige oder falsche Interpretation von Fach- undloder 
Rechtsvorschriften. Als Einwender oder beteiligter Naturschutzverband ist 
man zwar nicht verpflichtet, auf die Mängel und Fehler in einer Gegenäuße- 
rung einzugehen. Eine solche Bewertung muss - auch ohne entsprechende 
Hinweise der Einwender - durch die Anhörungs- und die Planfeststellungsbe- 
hörde erfolgen. Die Gegenäußerung kann aber zum Anlass genommen wer- 
den, besonders strittige Fragen im Erörterungstermin, in Ergänzung zur 
schriftlichen Stellungnahme, näher zu erläutern. 
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Handbuch Verbandshete~/igu~g NRW 

Landesbüm der NaturschutzveFtiände NRM Dezember 2008 

Tabelle 4/D: Ausschn~tt aus einer Synopse mit Einwendungen eines Nafurschu~zverbandes zu 

einer Sfraßenplanung und der Gegenäußerung der Straßenbauvenval~ng. 
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Stellungnahme des Landesbetriebes 
Straßenbau NRW 

Zu E 18 

Die Einwendung wird zurückgewiesen. Auf die 
Maßnahme E 18 kann aus Sicht des Landes- 
betriebes Straßenbau nicht verzichtet werden. 

Zu E 19 

Der LP Halle-Steinhagen weist die Maßnah- 
menflächen E 19 und E 47 entlang des 
Abrooksbaches und des Reckbaches (mit 
Kochbach) als LSG, Bereich für Anreiche- 
rungsmaßnahmen und damit als Suchraum 
für Kornpensationsmaßnahmen aus. Ein 
gewisser Biotopverbund ist über die Gewäs- 
sertrassen und vorhandene Gehölzstrukturen 
bereits gegeben. Darüber hinaus handelt es 
sich um grundwassernahe pot. Grünland- 
standorte mit hohem Entwicklungspotential. 
Der Einwand wird daher vom Grundsatz 
zurückgewiesen. 

Die Anlage von (punktuellen) Ufergehölzen 
wird im Rahmen eines Deckblatts zum LBP 
geprüft und. berücksichtigt. Die Renaturierung 
von Gewässerstrecken ist jedoch nur im 
Bereich der Fläche E 19 wie vorgesehen 
umsetzbar. 

Bau-km 
BV 
GV 

Ifd. 
Nr. 

Name und Anschrift des Einwendenden 
Datum und Inhalt der Einwendung 

Vennort (Blatt 6): 

Maßnahme E 18: 

Die kleinflächige, von zwei Straßen und zwei 
Hofstellen umgebene Aufforstung, wird die 
zugrunde gelegte ökologische Wertigkeit an 
dieser Stelle nicht erreichen und stellt deshalb 
keine angemessene Kompensation dar. Sie ist 
an einen geeigneteren Ort zu verlagern. 

Maßnahme E 19: 

Die Maßnahmen am Reckbach erscheinen auf- 
grund der stark isolierten Lage inmitten intensiv 
genutzter Äcker ebenfalls wenig sinnvoll. Eine 
nennenswerte Anhebung des Grundwasser- 
standes wird aufgrund der geringen Flächen- 
größe nicht möglich sein. 

Die Gewässerrandstreifen am Reckbach und 
Abrooksbach sollten als Gehölzstreifen geplant 
werden, um auf den euthrophierten grundwas- 
serfernen Standorten nicht artenarme Hoch- 
staudenbestände von nur geringem ökolo- 
gischem Wert zu schaffen. Es ist überdies sehr 
zweifelhaft ob die ausschließliche Anlage von 
Ufersäumen entlang dieser stark begradigten 
und ausgebauten Gewässerabschnitte sinnvoll 
ist (siehe Ausführungen zum Bereich Beller 
Heide1 Beller Mark). 

5.2.7 Erörterungstermin 
Nach Abschluss der Einwendungsfrist führt die Anhörungsbehörde einen 
Erörterungstermin durch, § 73 Abs. 4 VwVfG. 
Beteiligte am EÖT sind: 

0 der Vorhabenträger 

0 die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
(TÖB) 

0 die anerkannten Naturschutzverbände 

0 die privaten Einwender: 
- Betroffene = Personen, die in eigenen Rechten verletzt wer- 
den (zum Beispiel durch Enteignung) 

- Sonstige Einwender: Teilnahmerecht nur, soweit sie in ihren 
Interessen betroffen sind 
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Der Erörterungstermin soll der sachbezogenen Diskussion der Einwendun- 
gen der TÖB's, Verbände und Bürger dienen. Ziel ist ein allgemeine Aufklä- 
rung der Sachlage und die Information und Befriedung der Einwender. In der 
Praxis wird diese Zielsetzung häufig nicht erreicht. 

Der Erörterungstermin kann getrennt für die Bürger und andererseits für 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (zum Beispiel Landwirt- 
schaftskammern) durchgeführt werden, wobei die Stellungnahmen der Natur- 
schutzverbände in der Regel bei dem Behördentermin mit verhandelt werden. 

Ein Erörterungstermin ist grundsätzlich nicht öffentlich, ein Zugang für die 
Öffentlichkeit (Presse!) ist aber im Einverständnis mit den Beteiligten möglich. 

Bei der Planfeststellung bestimmter „Infrastrukturvorhaben" - u.a. Bundesfern- 
straßen, Bundeseisenbahnen, Bundeswasserstraßen - kann die Anhörungs- 
behörde auf den Erörterungsterrnin verzichten. Dieser so genannte ,,fakultati- 
ve" Erörterungsterrnin wurde Ende 2006 durch das Gesetz zur Beschleuni- 
gung von lnfrastrukturvorhaben eingeführt (u.a. § 18 a Nr. 5 S. 1 AEG, 3 17 a 
Nr. 5 S. I FstrG, § 14 a Nr. 5 Bundeswasserstraßengesetz). Verzichtsvoraus- 
setzungen werden nicht genannt - aus der Begründung des Gesetzesentwurfs 
ergibt sich, dass es um Fälle geht, in denen die Erörterung nicht zur Ausräu- 
mung der Streitfragen beiträgt. Angesichts dieses breiten Spielraums dürfte 
ein Erörterungsverzicht kaum je rechtswidrig sein. Um einen Erörterungsver- 
zicht zu vermeiden, kann es zweckmäßig sein, sich direkt an den Vorhabens- 
träger zu wenden und ihn darauf hinzuweisen, dass eine Erörterung auch in 
seinem Sinne ist, um alle Streitpunkte noch einmal zu diskutieren. 

Ausführliche Hinweise zu den Beteiligungsrechten und zur Gestaltung der 
Teilnahme der Naturschutzverbände am Erörterungsterrnin finden sich im 
Kapitel C 5. 

5.2.8 Zusammenfassende Stellungnahme der 
Anhörungsbehörde 

Die Anhörungsbehörde gibt zu den Ergebnissen der Anhörung eine zusam- 
menfassende Stellungnahme gegenüber der Planfeststellungsbehörde ab, 
§ 73 Abs. 9 VwVfG. 

5.2.9 Verfahren bei nachträglicher Planänderung 
(Deckblattverfahren) 

Der Vorhabenträger geht oft auf Bedenken und Anregungen aus den Stel- 
lungnahmen beziehungsweise dem Erörterungsterrnin ein, wenn diese auch 
von der Anhörungsbehörde für erforderlich gehalten und/ oder von einer Viel- 
zahl von Trägern öffentlicher Belange, Verbänden, Gemeinden und auch 
Einzelbetroffenen geteilt werden. 
Nach der Offenlage und sogar noch nach einem Erörterungstermin können 
die Planunterlagen in einem vereinfachten Änderungsverfahren - den so 
genannten Deckblättern - geändert werden, § 73 Abs. 8 VwVfG. 
Deckblätter brauchen nur noch den von den Änderungen Betroffenen zur 
Stellungnahme vorgelegt werden. Die Einwendungsfrist ist auf 14 Tage 
beschränkt, eine erneute Erörterung findet in der Regel nicht statt. 
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Entsprechend müssen auch die Naturschutzverbände im Rahmen eines 
Deckblattverfahrens (nur dann) erneut Gelegenheit zur Stellungnahme erhal- 
ten, wenn die Änderungen und Ergänzungen der Pläne Bezug zu natur- 
schutzrelevanten Fragen haben. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn Umfang 
und Lage der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geändert oder wenn ergän- 
zende Gutachten zu Naturschutzbelangen eingeholt werden. 

5.3 Planfeststellungsbeschluss - Konzentrations- 
wirkung 

Am Ende des Verfahrens steht der Planfeststellungsbeschluss, der umfas- 
send alle rechtlichen Entscheidungen trifft und auf dessen Grundlage ein 
Projekt umgesetzt werden kann, § 74 VwVfG. 

Der Planfeststellungsbeschluss entfaltet unter anderem „Konzentrations- 
wirkungii8. Es sind für ein planfestgestelltes Vorhaben also keine weiteren 
behördlichen Entscheidungen erforderlich, also zum Beispiel keine besonde- 
ren Baugenehmigungen oder naturschutzrechtliche Befreiungen. Die Kon- 
zentrationswirkung befreit allerdings nicht von der Pflicht zur Beachtung der 
diversen inhaltlichen Genehmigungsvoraussetzungen. 

Planerische Gestaltungsfreiheit und ihre Grenzen 
Das Ergebnis eines Planfeststellungsverfahrens ist nicht gesetzlich vorgege- 
ben. Die Verwaltung soll in einer komplexen, oft gegenläufigen Interessenla- 
ge eine sachgerechte Entscheidung finden („planerische Gestaltungsfreiheit" 
oder „Planungsermessen"). 

Dennoch hat diese planerische Gestaltungsfreiheit auch Grenzen, die sich 
so nicht in den (Fach-)Gesetzen finden, aber von der Rechtsprechung ent- 
wickelt wurden. Dazu zählen die Pflicht 

0 zur Beachtung vorbereitender Planungsentscheidungen 

0 zur Planrechtfertigung 

0 zur Beachtung zwingender Rechtsvorschriften 

0 zur korrekten Abwägung 

5.4.1 Beachtung vorbereitender Planungs- 
entscheidungen 

Bei einigen Fachplanungen gibt es eine Bindung der Planfeststellungsbehör- 
de an vorgelagerte Planungsentscheidungen. Für die Naturschutzverbände 
sind insbesondere Raumordnungsverfahren und Linienbestimmungsverfah- 
ren von besonderer Bedeutung. 

8 
Vgl. zu den sonstigen Wirkungen der Planfeststellung wie der ,Enteignungsvorwirkungn oder der „Ge- 
staltungswirkung" zum Beispiel Sparwasser/EngeUVosskuhle, Umweltrecht, § 4, Rdn. 156 ff. 
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undesfem- oder 

i-. 2 3.- 

5.4.2 „Planrec htfertigung" 
Für das Vorhaben muss ein konkretes Bedürfnis bmtehen und es. muss den 
Zielen des jeweiligen Fachgwetzes entsprechen. Eine zwingende Erforder- 
lichkeit ist nicht notwendig, es reicht aus, wenn es aus objektiver Sicht ,ver- 
nOnftigerweise geboten" ist." 
Bei der Frage der Planrechtfertigung geht es nur um eine erste Kontrolle der 
Plausibilität. Fragen der Dimensionierung, der Abschnit-bildung oder der 
Planungsalternativen werden hier noch nicht geprCIft! Entsprechend scheitert 
ein Vorhaben auch nur hbchst selten wegen mangelnder Planrechtfertigung. 
Bei Verkehrsprajekten ergibt sich die Planrechtfertigung in der Regel1' emon 
aus der gesetzlichen Bedarfspianung, 

5.4.3 Beachtung van zwingenden Recbvorschriften 
,,Zwingendeu Rechtsbiorschrinen (auch: ,PlanungsleitsdtzeU oder ,Regelnu 
g~nannt) sind won der Planfeststellungsbehbrd~ immer zu beachten. Sie 
gehen nicht in einer allgemein~n Abwägung aller Belange ein. Zu den zwin- 
genden Rechbvorschriften zählen zum Beispiel 

O die Kornpensationspflicht nach der Eingriffsrqelung 

U die FFH-VertHglichkeitsprüfung 

0 die artenschutzrechtliche Bestimmungen des EU-Rechts 

In den St~llungnahmn der WaturschutzverbGnde lohnt es. sich daher, ein 
besonderes Augenmerk auf die Beachtung dieser zwingenden Vorschriften 
zu richten. 

BVerwGE 56, 118, 71. 168 
10 Nur wenn der verkehrliche Bedarf aufgrund aktueller Verkehrceniwickiungen wesentlich anders zu 

bewerten ist als zum Zeitpunkt d e s  Beschlusses des Bundesverkehrswegeplans, kann es sinnvoll sein. 
sich im Rahmen einer Ctcl!ungnahme intensiv mit Fragen der Verkehrsprognose auseinander zu setzen. 
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Von den zwingenden Rechtsvorschriften zu unterscheiden sind so genannte 
Optimierungsgebote, denen im Rahmen der Abwägung zwar ein besonderes 
Gewicht, aber eben keine unbedingte Geltung zukommt. Optimierungsgebote 
sind zum Beispiel die Grundsätze des Naturschutzes nach § 2 BNatSchG. 

Kap. D 

- ..-. -. -. . .-. -. --.-- - ..---.. - - -- . E:;:. -' 
Bedeutung von Ziel- und Qmdmtzbestimmungen Zz . -2z-2 - .--.- . -- - - .. 

+- 
.... -.... - .-,- - - --- , -- .- . 

Die Bedeutung der in v i ek~Uml tgese t zen  enthalten- g- und estimmungen (zum Bei- 
spiel $ l Bundes-Bodensht~g~Wz, § l BNatSchG, § l a Wasserh ---- etz) sorgt häufig für 
Unklarheiten . - 

- 

Umweltrechtliche ,,Zieleu sind ma unbedingt zu beachten -allerdings s b d  sie so allgemein gehalten, 
dass sie keine konkreten aben f3r einen bes-kn En&eheidungsfall ergeben. Mehr ins 
Detail gehen die ,,Grun&IWC,:m Beispiel die Grunds Na-hutzes und der Landschafts- 
pflege" (zum Beispiel: § 2 E3NatWG). Grundsätze beein zw@;-  E ~ s e n s a u s ü b u n g  und die 
Abwägungsentscheidungea. Zwingend beachtlich sind sie $&xh nie& i h m  Grundsätze stehen immer 
unter einem ausdrücklichen a&z stillschweigenden Abwägmgsvorbehah. 

5.4.4 Kein Abwägungsfehler 
Im Wege einer Abwägung müssen die meist widerstreitenden privaten und 
öffentlichen Belange von der Planfeststellungsbehörde gewichtet werden. 
Der Planfeststellungsbehörde steht dazu ein so genannter Abwägungsspiel- 
raum zu, der (ähnlich wie das Ermessen) gerichtlich nur eingeschränkt auf 
gravierende Fehler kontrolliert werden kann. Eine Abwägung ist nur rechtmä- 
ßig, wenn 

0 eine Abwägung überhaupt stattfindet (kein ,,Abwägungsausfall")," I 
0 alle zu berücksichtigenden Belange ermittelt werden, 

0 das Gewicht der betroffenen Belange korrekt erkannt wird, I 
0 der Ausgleich zwischen den Belangen im Verhältnis zur „objektiven 

Gewichtigkeit" der Belange steht. 

Abwägungsfehler sind jedoch nur beachtlich, wenn sie offensichtlich sind und 
von Einfluss auf das Abwägungsergebnis gewesen sind, § 75 Abc. 1 a VwVfG, 
17 Abs. 6c FStrG. 

Plangenehmigung statt Planfeststellung 
Unter bestimmten Voraussetzungen kann anstelle einer Planfeststellung 
auch eine „Plangenehmigung" erteilt werden, die ohne Öffentlichkeitsbeteili- 
gung, Urnweltverträglichkeitsprüfung und in den meisten FällenI2 auch ohne 
Verbandsbeteiligung durchgeführt wird. Die Plangenehmigung entfaltet die 
Rechtswirkungen der Planfeststellung (Konzentrationswirkung). 

11 
Eine gesetzliche Bedarfsfestctellung (wie im Bundesverkehrswegeplan) ersetzt nicht die AbwBgung. 
Andere Belange kdnnen den Verkehrsbedarf durchaus überwiegen! 

12 Ausnahme in NRW: wasserrechtliche Plangenehmigungen gern. 3 12 Abc. 3 Nr. 5) LG. vgl ausführlich 
Kap. B 3 3 5 1 
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Voraussetzungen für die Durchführung einer Plangenehmigung 
Die Voraussetzungen für den Verzicht auf eine Planfeststellung und die 
Durchführung eines Genehmigungsverfahrens sind zumeist in den Fachge- 
setzen geregelt. 

Regelungen in den Fachgesetzen 
Nach § 17 b Abs. 1 Nr. 1 FStrG hängt die Möglichkeit zur Durchführung einer 
Plangenehmigung davon ab, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
durchgeführt werden muss, es muss das Benehmenq3 mit den Trägern öffent- 
licher Belange hergestellt worden sein und es dürfen keine Rechte Dritter 
beeinträchtigt werden (beziehungsweise es muss das Einverständnis der 
Drittbetroffenen vorliegen). 

31 Abc. 3 WHG stellt dagegen ausschließlich darauf ab, ob eine UVP durch- 
geführt werden muss oder nicht. Auf die Einbindung Drittbetroffener oder das 
Benehmen mit den Trägern öffentlicher Belange kommt es nicht an. 

Abb. 5/D: 
Unterschiedlicher 
Ablarfeines Planfest- 
stellt~ngs- und eines 
Plangenehmigungs- 
i~erfahrens 

Planfeststellung Plangenehmigung 

1 - ' beteiligung ,; 
n ' - - - - - M  

Antrag 

n 
Anhörung Behörden1 - 

Öffentl. Bekanntmachung 

L Erörterungsterrnin - 
Zusammenfassende 

Stellungnahme 

n 

Verbände- 
stellungnahrne 0 

Verbände- 
beteiligung 0 

Bekanntgabe 

Planfeststellungsbeschlu~~ Planfeststellungs- 

durch Planfeststellungsbehörde beschluss an 

* - - -  , \ 

/ Verbände- ', - ',stellungnahrne / , 
\ - - - - M  

Bekanntgabe 

an Verbände 

13 Zur Herstellung des .Benehmenss werden die betreffenden Behörden angehärt. widerstreitende Posi- 
tionen sollen soweit wie moglich angenaheri werden, ohne dass aber eine Bindung an das Vorbringen 
der Beriorde besteht. 
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Regelungen im VwVfG 
L Bei Fehlen spezieller fachgesetzlicher Vorgaben gelten die Voraussetzungen 

des VwVfG. 
Gern. § 74 Abs. 6 VwVfG NRW (anwendbar für Landesbehörden) kann eine 
Plangenehmigung nur dann durchgeführt werden, wenn 

a) Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden oder diese Drittbetroffenen 
einverstanden sind und 

b) Eine UVP nicht erforderlich ist oder bereits durchgeführt wurde und 

C) das Benehmen mit den Trägern öffentlicher Belange und den anerkann- 
ten Naturschutzverbänden hergestellt wurde. 

Soweit § 74 Abs. 6 Bundes-VwVfG zur Anwendung kommt (nur bei Tätigkeit 
von Bundesbehörden), kommt es nur auf die Drittbetroffenheit sowie das 
Benehmen mit den TOB, nicht aber auf die UVP-Pflicht und die Einbindung 
der Naturschutzverbände an. 

Fälle unwesentlicher Bedeutung 
Auf eine Planfeststellung oder Plangenehmigung kann in Fällen unwesentli- 
cher Bedeutung verzichtet werden. Regelungen dazu finden sich ebenfalls in 
den Fachgesetzen beziehungseise ergänzend im Venvaltungsverfahrensge- 
setz, § 74 Abs. 7 Bundes-VwVfG beziehungsweise § 74 Abs. 7 VwVfG NRW. 

Voraussetzung für den Verzicht ist, dass 

0 öffentliche Belange nicht berührt sind oder die erforderlichen 
behördlichen Entscheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht ent- 
gegenstehen und 

0 Rechte anderer nicht beeinflusst werden oder mit den Betroffenen 
entsprechende Vereinbarungen getroffen werden. 

Soweit das Landes-VwVfG NRW zur Anwendung kommt (Tätigkeit von Lan- 
desbehörden, kein Spezialgesetz vorrangig), ist den anerkannten Natur- 
schutzverbänden Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, § 74 Abs. 7 S. 3 
VwVfG NRW. 

In der Praxis spielen diese Verfahren eine untergeordnete Rolle. 

Sonderfall: Bebauungsplan statt Planfeststellung 
Straßenrechtliche Planfeststellungen können durch einen Bebauungsplan 
ersetzt werden, § 17 b Abs. 2 FStrG. Anwendungsbereich sind Planungen im 
innerörtlichen Bereich, bei denen zugleich auch die Bebauung der angren- 
zenden Grundstücke geregelt werden soll. Die Gemeinde kann wählen, ob 
sie für das Vorhaben ein Planfeststellungs- oder ein Bebauungsplanveriah- 
ren durchführt. Der Haken für die Naturschutzverbände: bei Wahl des Bebau- 
ungsplanverfahrens gibt es keine "klassischen" naturschutzrechtlichen Betei- 
ligungs- und Klagerechte (Kap. B 3.3.7, vgl. aber Kap. B 6.9 zur Möglichkeit 
der Umweltklage). 
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Überblick über wichtige umweltrechtliche 
Verfahren 

Im Folgenden werden die Besonderheiten einiger Verfahren dargestellt, die 
aufgrund ihrer Häufigkeit und1 oder Konfliktlage mit dem Natur- und Umwelt- 
schutz eine besondere Bedeutung für die Naturschutzverbände haben. 

Für diese Verfahren gelten die allgemeinen Verwaltungsvorschriften nach 
dem Landes-Verwaltungsverfahrensgesetz, soweit nicht in den jeweiligen 
Fachgesetzen Sondervorschriften enthalten sind. 

Naturschutzrecht im Zulassungsverfahren 

6.1 .I ,,Eigenständigeu naturschutzrechtliche 
Verwaltungsentscheidungen 

Im Naturschutzrecht sind einige eigenständige Verwaltungsentscheidungen 
zur Zulassung eines Vorhabens vorgesehen. 

Dazu zählen etwa Verfahren zur Erteilung von Befreiungen nach § 69 LG 
NRW vom Gebietsschutz oder zur Erteilung von Ausnahmen vom gesetzli- 
chen Biotopschutz nach § 62 LG NRW, aber auch die Ausnahme von arten- 
schutzrechtlichen Verboten nach § 43 BNatSchG. 

Zuständig ist in der Regel die Untere Landschaftsbehörde, vgl. § 9 Abs. 1 a 
LG NRW. 

Für die Durchführung des Befreiungs- und Ausnahmeverfahrens gelten die 
Spezialregelungen des LG NRW, ergänzt durch die Bestimmungen des Lan- 
desVwVfG zum nicht-förmlichen Verwaltungsverfahren(§§ 9 ff VwVfG NRW). 

Voraussetzung für eine Befreiung ist zunächst ein Antrag, 5 69 Abs. 1 LG 
NRW. So kann zum Beispiel ein Grundstückseigentümer die Errichtung einer 
baulichen Anlage in einem Schutzgebiet beantragen. 

Die Landschaftsbehörde muss vor ihrer Entscheidung den Landschaftsbeirat 
beteiligen, § 69 Abs. 1 S. 3 LG NRW. 

Bei Befreiungen von den Ge- und Verboten bestimmter Schutzgebietstypen 
sind die Naturschutzverbände zu beteiligen, vgl. § 12 Abs. 3 Nr. 6 LG NRW 
(ausführlich in Kap. B 3.3.6 und G 3.3). 

Die Entscheidung über die Erteilung einer Befreiung ist eine Ermessensent- 
scheidung (§ 69 Abs. 1 LG NRW). 

Die Entscheidung muss begründet (§ 39 VwVfG NRW) und dem Antragsteller 
(3 41 VwVfG NRW) sowie den Naturschutzverbänden (5 12 a LG NRW) 
bekannt gegeben werden. 

Das Verfahren zur Befreiung vom gesetzlichem Biotopschutz gem. § 62 
Abs. 2 LG NRW läuft analog ab. Die Naturschutzverbände sind allerdings 
nicht (mehr) zu beteiligen (§ 12 Abs. 3 Nr. 6 LG NRW a.F. wurde durch die 
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LG-Novelle 2007 aufgehoben). Eine besondere Einbindung des Beirats ist 
nicht vorgesehen. Auch im Fall des § 62 Abs. 2 LG NRW handelt es sich um 
eine Ermessensentscheidung der Verwaltung. 

Die dargestellten Verfahren entfalten keine „Konzentrationswirkung". Für den 
Bau eines Hotels im Naturschutzgebiet ist etwa neben der naturschutzrechtli- 
chen Befreiung auch noch eine Baugenehmigung erforderlich. 

6.1.2 Naturschutzrechtliche Entscheidungen im 
,,Huckepackverfahren" 

Viele naturschutzrechtliche Entscheidungen werden im so genannten „Hucke- 
packverfahren" getroffen - sie satteln auf eine andere, nicht naturschutzrecht- 
liche Zulassungsentscheidung auf. 

Dazu zählt etwa die Eingriffsregelung. Gem. § 6 Abs. 1 S. 1 LG NRW trifft die 
nach den anderen Rechtsvorschriften zuständige Behörde auch die Ent- 
scheidung über die Zulässigkeit eine Eingriffs beziehungsweise die erforderli- 
chen Kompensationsmaßnahmen. Gibt es kein derartiges „Trägerverfahren", 
ist die untere Landschaftsbehörde selbst zuständig, § 6 Abs. 4 LG NRW (vgl. 
Kap. E 4.9.3). 

Auch die FFH-Verträglichkeitsprüfung sattelt auf einem Trägerverfahren auf, 
vgl. § 48 d Abs. 2 LG NRW (dazu Kap. G 5.6.9). Zuständig ist die Behörde, die 
nach anderen Rechtsvorschriften für die Genehmigung oder Zulassung eines 
Vorhabens zuständig ist. Mit der Landschaftsbehörde ihrer Verwaltungsebene 
braucht sie sich grundsätzlich nur ins Benehmen zu setzen (vgl. dazu aus- 
führlich Kap. E 4.9.1). Im Fall von Planfeststellungsverfahren muss sie deren 
Vorschläge allerdings ,,berücksichtigen" - ist also daran gebunden. Für den 
Fall, dass ein eigentlich FFH-pflichtiges Projekt keiner sonstigen behördlichen 
Entscheidung oder Anzeige bedarf, sieht fj  34 Abs. l a  BNatSchG (unmittelbar 
geltend) eine Anzeigepflicht bei der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
vor (in NRW: mangels Spezialregelung liegt die Zuständigkeit in diesem Fall 
gem. fj 9a Abs. 1 a LG NRW bei der unteren Landschaftsbehörde). 

Die naturschutzrechtliche Verbandsbeteiligung nach § 12 LG NRW sattelt 
gewissermaßen auch auf dem jeweiligen Beteiligungsverfahren auf, zustän- 
dig für die Durchführung der Beteiligung ist die jeweilige Zulassungsbehörde. 

6.1.3 Einbettung naturschutzrechtlicher Zulassungs- 
verfahren in Verfahren mit Konzentrationswirkung 

Naturschutzrechtliche Zulassungsverfahren können auch in Verfahren mit 
Konzentrationswirkung ,,gebündelt" werden. Ein typischer Fall sind etwa stra- 
ßenrechtliche Planfeststellungen oder immissionsschutzrechtliche Genehmi- 
gungen, deren Konzentrationswirkung zum Beispiel die naturschutzrechtliche 
Befreiungen vom Gebietsschutz oder artenschutzrechtliche Ausnahmen mit 
umfasst (vgl. zur ,,Konzentrationswirkung" auch Kap. D 5.3 und 6.3). Es 
ergeht ein einheitlicher Planfeststellungsbeschluss beziehungsweise ein 
immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsbescheid. 
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Daneben sind Verfahren mit Konzentrationswirkung natürlich auch noch Trä- 
gerverfahren für die Eingriffsprüfung und etwaige Entscheidungen über die 
FFH-Verträglichkeit. 

Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen 
Erlaubnisse und Bewilligungen spielen im Wasserrecht eine wichtige Rolle. 
Sie werden für die Genehmigungen von Wasserentnahmen und -einleitungen 
aus Oberflächengewässern und dem Grundwasser erteilt (vgl. Kap. L 2.11). 

6.2.1 Erlaubnisse 
Wasserrechtliche Erlaubnisse gem. § 25 LWG NRW, § 7 WHG sind jederzeit 
widerrufbare und zeitlich befristete Rechte auf eine bestimmte Gewässernut- 
zung. Damit unterscheiden sie sich von sonstigen Verwaltungsakten im Sinne 
des VwVfG, die nur unter den besonders engen Voraussetzungen des § 49 
VwVfG nachträglich zu widerrufen sind (zum Beispiel bei Verstoß gegen Aufla- 
gen oder nur gegen eine Entschädigung). Außerdem gibt es besondere Mög- 
lichkeiten zur Anordnung von Nebenbestimmungen. Die Erlaubnis wird nur auf 
Antrag erteilt. 

Erlaubnisse werden zum Beispiel für die Entnahme von Wasser aus Fließge- 
wässern zur Speisung von Fischteichen im Nebenschluss erteilt. Im übrigen 
gelten die allgemeinen Vorschriften des VwVfG zum Verwaltungsverfahren. 

Im Einzelfall kann eine UVP-Pflicht bestehen. In diesem Fall muss die Erlaub- 
nis in einem Verfahren erteilt werden, das den Anforderungen des UVPG 
entspricht (Öffentlichkeitsbeteiligung!). 

6.2.2 Bewilligungen 
Wasserrechtliche Bewilligungen gem. § 26 LWG NRW, § 8 WHG gewähren 
ein grundsätzlich nicht widerrufbares Recht. Bewilligungen werden immer 
befristet für einen Zeitraum von bis zu 30 Jahren erteilt (Bestandsgarantie). 

Bewilligungen werden für wirtschaftlich bedeutendere Vorhaben erteilt, wie 
die Grundwasserentnahme zur Trinkwassergewinnung oder die Entnahme 
von Oberflächengewässern zum Zweck der Kühlwassernutzung oder der 
Energieerzeugung. 

Das Bewilligungsverfahren beginnt mit dem Antrag bei der zuständigen 
Behörde. 

Bewilligungen müssen in einem Verfahren durchgeführt werden, dass Betrof- 
fenen und beteiligten Behörden die Möglichkeit gibt, Einwendungen geltend zu 
machen (5 9 WHG). Auch im Fall der Bewilligung kann eine UVP-Pflicht beste- 
hen. In diesem Fall muss die Erlaubnis in einem Verfahren erteilt werden, das 
den Anforderungen des UVPG entspricht (Öffentlichkeitsbeteiligung!). 

Die Erteilung einer Bewilligung steht im Ermessen der Verwaltung. In bestimm- 
ten Fällen ist sie allerdings zwingend zu versagen (vgl. § 8 Abs. 2 WHG). 
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lmmissionsschutzrechtliche Genehmigungs- 
verfahren 

Mit Genehmigungen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetzt (BImSchG) 
ist zum Teil ein sehr hohes Konfliktpotential verbunden, wie zum Beispiel 
beim Bau oder der Änderung von Kraftwerken, Müllverbrennungsanlagen 
oder Windparks, so dass sich Vertreter von Naturschutzverbänden oft gemein- 
sam mit Bürgerinitiativen in diesen Genehmigungsverfahren engagieren. 

Im lmmissionsschutz wird zwischen Anlagen unterschieden, die nach einem 
förmlichen Genehmigungsverfahren und einem vereinfachten Genehmi- 
gungsverfahren zugelassen werden. Projekte, die im förmlichen Genehmi- 
gungsverfahren zu genehmigen sind, werden in Spalte 1, Projekte, die im 
vereinfachtem Genehmigungsverfahren genehmigt werden können in Spalte 
2 der 4. BlmSch-Verordnung aufgelistet. 

6.3.1 Förmliches BlmSch-Genehmigungsverfahren 
Für das förmliche Genehmigungsverfahren gibt es genaue Vorschriften zum 
Ablauf und zur &fentlichkeitsbeteiligung (Regelungen im BlmSchG und der 
9. BlmSchV). Der Katalog der Anlagen, für die ein förmliches Verfahren erfor- 
derlich ist, umfasst viele verschiedene Typen von Anlagenarten, zum Beispiel 
Kraftwerke, Zementwerke, metallverarbeitende Werke, holzverarbeitende 
Industrie, Massentierhaltungen, Verbrennungs- und Kompostierungsanlagen. 
Die Zuordnung eines bestimmten Anlagentyps zur Spalte 1 oder 2 hängt 
dabei oft von den Kapazitäten der Vorhaben ab. 

Das förmliche Verfahren sieht für Bürger und Verbände zwei wichtige Verfah- 
rensschritte vor: die öffentliche Auslegung der Antragsunterlagen mit vorheri- 
ger öffentlicher Bekanntmachung und einen Erörterungstermin. Alle Bürger 
(und damit auch alle Naturschutzverbände) können bis 14 Tage nach Ende 
der Auslegung der Planunterlagen ihre Einwendungen bei der Genehmi- 
gungsbehörde einreichen, verspätet eingegangene Stellungnahmen finden 
keine Berücksichtigung. Am Erörterungstermin können unter Leitung der 
Genehmigungsbehörde neben dem Antragsteller, den Fachbehörden und der 
Gemeinde auch alle Einwender teilnehmen. Im Genehmigungsbescheid ent- 
scheidet die Behörde über die Ablehnung oder Zulassung des Vorhabens, 
ggf. auch verbunden mit Auflagen. 

Die Genehmigungsbehörde kann den Bescheid den Einwendern entweder 
zustellen oder in einer öffentlichen Bekanntmachung darüber informieren. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung entfaltet Konzentrationswirkung, 
§ 13 BlmSchG, schließt also andere die Anlage betreffenden Verwaltungsent- 
scheidungen mit ein - etwa naturschutzrechtliche Befreiungen. Allerdings sind 
bestimmte Entscheidungen (unter anderem Planfeststellungen, wasserrechtli- 
che Erlaubnisse und Bewilligungen) nicht in diese Konzentrationswirkung ein- 
bezogen. 

In NRW ist im LG NRW - bis auf einen Ausnahmefall - keine Verbandsbetei- 
ligung an immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen vorgesehen. 
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Wird im Rahmen einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zum Bei- 
spiel über eine naturschutzrechtliche Befreiung vom Gebietsschutz entschie- 
den, führt die Konzentrationswirkung der BlmSch-Genehmigung nach der 
Rechtsprechung dazu, dass die anerkannten Naturschutzverbände auch an 
diesem eigentlich beteiligungspflichtigen Befreiungsverfahren nicht mehr zu 
beteiligen sind (vgl. etwa BVerwG, NUR 2003, S. 544, vgl. auch Kap. 
B 3.3.6.5). Eine anders lautende Entscheidung des VG Würzburg (NUR 2008, 
S. 127-135) wurde zwischenzeitlich vom VGH München (ZUR 2009, S. 40 ff.) 
wieder aufgehoben. 

Jedenfalls bestehen für die Naturschutzverbände Beteiligungs- und Klage- 
rechte nach dem Umweltrechtbehelfsgecetz, wenn für eine Anlage ein förmli- 
ches Genehmigungsverfahren durchzuführen ist (vgl. auch Kap. B 6.1.2). 

6.3.2 Vereinfachtes BlmSch-Genehmigungsverfahren 
Für die im Anlagenkatalog Spalte 2 zur 4. BlmSchV aufgeführten Anlagen ist 
ein vereinfachtes BlmSch-Genehmigungsverfahren durchzuführen, zum Bei- 
spiel für Steinbrüche mit einer Abbaufläche von weniger als 10 ha - soweit 
Sprengstoffe verwendet werden. Im Unterschied zum förmlichen Genehmi- 
gungsverfahren ist das vereinfachte Verfahren nicht öffentlich, das heißt, 
über das Genehmigungsverfahren erhalten Bürger und Verband keine Kennt- 
nis, da es keine öffentliche Bekanntmachung oder Planoffenlage gibt. Aber 
auch im vereinfachten Verfahren muss die Genehmigungsbehörde betroffene 
Bürger in der Nachbarschaft oder die betroffene Gemeinde anhören. 

Zulassung von Abgrabungen 
Für Verwirrung sorgt häufig die Rechtslage bei der Gewinnung von Boden- 
schätzen. Das Genehmigungsvetfahren hängt davon ab, welche Bodenschät- 
ze gewonnen werden und welche Gewinnungsmethoden eingesetzt werden. 

Bundesberggesetz 
Das Gewinnen von so genannten ,,bergfreienu Bodenschätzen (zum Beispiel 
Steinkohle, vgl. Liste im Bundesberggesetz) bestimmt sich nach Bergrecht. Die 
Gewinnung darf nur aufgrund von „BetriebsplänenU durchgeführt werden. Für 
bestimmte Vorhaben ist ein so genannter „Rahmenbetriebsplan6' aufzustellen, 
für dessen Zulassung ein Planfeststellungsverfahren (mit UVP) erforderlich ist. 

Abgrabungsgesetz 
Abgrabungen zur Gewinnung von so genannten „grundeigenenu Rohstoffen 
(zum Beispiel Kies, Sand, Ton, Lehm, Gesteinen und Torf, vgl. die Positivliste 
im BBergG) werden nach dem Abgrabungsgesetz NRW genehmigt. Bei der 
Genehmigung nach dem Abgrabungsgesetz für Trockenabgrabungen grund- 
eigener Rohstoffe handelt es sich um eine gebundene Entscheidung. 
Die Genehmigung ist gem. § 3 Abs. 2 AbgrabungsG NRW zwingend zu ertei- 
len, wenn ein vollständiger Abgrabungsplan vorliegt, Ziele bzw. Belange u.a. 
der Raumordnung, des Naturhaushalts und des Bodenschutzes beachtet 
werden und andere öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Für die 
Genehmigungen sind in der Regel die Kreise bzw. kreisfreien Städten zustän- 
dig. Bei diesen reicht ein Unternehmer den Antrag ein, der unter anderem 
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Angaben zum Vorhaben, zur Folgenutzung und zur naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung enthalten muss. 

Sollte die Abgrabung nicht im Regionalplan dargestellt sein und überschreitet 
die Antragsfläche die Größe von 10 ha, ist zusätzlich ein Verfahren zur Ände- 
rung des Regionalplans erforderlich, für dass die Bezirksregierung als Regio- 
nalplanungsbehörde zuständig ist. 

Besondere Vorgaben zu Form und Verfahren finden sich in § 4 AbgrabungsG 
NRW. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des VwVfG zum nicht-förmlichen 
Verwaltungsverfahren. 

Nach Antragstellung und einer Prüfung der Unterlagen beteiligt die Kreisbe- 
hörde die verschiedenen Behörden und Gemeinden. Die Naturschutzverbän- 
de sind seit der Beschränkung der Beteiligungsverfahren durch die LG- 
Novelle 2007 nicht mehr an Abgrabungen zu beteiligen (vgl. § 12 LG NRW). 
Bei UVP-pflichtigen Abgrabungen bestehen allerdings Beteiligungs- und Kla- 
gerechte nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz - wobei zu beachten ist, 
dass im Zuge der Novelle des UVPG NRW die Schwelle für eine zwingende 
UVP-Pflicht bei Abgrabungen und Tagebauen mit Wirkung zum 1 .I ,2008 von 
10 auf 25 ha heraufgesetzt wurde. 

Bei UVP-Pflichtigkeit muss die Genehmigung in einem Verfahren erteilt wer- 
den, das den Anforderungen des UVPG entspricht (vgl. ausführlich Kap. F 3.3, 
F 3.6). 

Wasserhaushaltsgesetz 
Wird bei einer Abgrabung in das Grundwasser eingegriffen, erfolgt eine Plan- 
feststellung nach dem WHG. 

lmmissionsschutzgesetz 
Bei Steingewinnung mit Sprengungen in Steinbrüchen ist eine immissions- 
schutzrechtliche Genehmigung erforderlich. 
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